
zu den Arbeiten, die diese Entscheidungen
nicht verteidigen, sie vielmehr in ihrer Wir-
kung eher zu bändigen suchen, was schon
durch einen Hinweis im Vorwort geschieht,
wenn dort gesagt wird, dass jene Entschei-
dungen nur das gubernative – also regie-
rungsamtliche und staatsleitende –, nicht
das administrative Informationshandeln des
Staates betreffen. Dies ist eine Aussage, die
zutrifft. Sie führt aber nicht zu einer Ausein-
andersetzung um die Abgrenzung von gu-
bernativem und administrativem Informati-
onshandeln. Die Arbeit befasst sich vielmehr
nur mit dem administrativen Handeln dieser
Art. Daher kommt sie auch nicht zu der Fra-
gestellung, ob gubernatives Informations-
handeln nicht auch konsequenterweise von
Haftungsansprüchen freigestellt sein müss-
te, jedenfalls wenn es nicht zu Grundrechts-
eingriffen führt. 
Diesen Hintergrund sollte man kennen, zu-
mal es bei der affirmativen Abgrenzung
bleibt, die sich im Vorwort findet, bis in die
Zusammenfassung der Thesen der Arbeit
hinein. Auch ist anzumerken, dass Aufbau
und Prüfungsfolge der Arbeit nicht zu be-
anstanden sind. Sie geben den bisherigen

Die kleine Monographie geht auf ein Rechts-
gutachten zurück, das der Bundesverband
der Deutschen Industrie e.V. in Auftrag ge-
geben hat und nach dem Vorwort des Buches
Ende 2002 vorlag. Ein halbes Jahr zuvor hat-
te das Bundesverfassungsgericht zwei Ent-
scheidungen veröffentlicht, die das Thema
betrafen und in dieser Zeitschrift bespro-
chen worden sind.1

Diese Entscheidungen geben der hohen
Hand, insbesondere der gubernativen, nicht
der administrativen Ebene mehr Möglich-
keiten, den Bürger ohne allzu große Risiken
zu informieren als bisher; sie betonen auch,
dass solche Informationen eher Hilfe zur
Selbsthilfe als unmittelbare Steuerung des
Konsumentenverhaltens sein sollen; nicht
vermochten die Entscheidungen allerdings
die Haftungsrisiken für den Staat wirklich zu
bändigen, eine Schwäche infolge der Kom-
petenzaufspaltung zwischen den Gerichten
mit der historisch bedingten weiten Zustän-
digkeit der Zivilgerichtsbarkeit auch für die
Amtshaftung und ihr vergleichbare An-
sprüche.2 Zudem haben diese Entscheidun-
gen zahlreiche Kritiker auf den Plan gerufen,
die wie bisher auch faktische Eingriffe von
Grundrechten geschützt wissen wollen, also
von einem weiten Verständnis des Schutz-
bereichs der Grundrechte, die unternehme-
rische Tätigkeit schützen können, ausgehen
und ein ebenso weites Eingriffskonzept an-
legen, so dass sie rasch zu einem rechtswid-
rigen Eingriff kommen können, zumal wenn
gesetzliche Grundlagen für die gubernative
Verlautbarung fehlen. Auch Mitglieder des
Bundesverfassungsgerichts haben die skep-
tischen Reaktionen gerade auch der Mehr-
heit der Wissenschaft wahrgenommen, ja of-
fenbar hat es sogar der Berichterstatter in je-
nen beiden Fällen für richtig befunden, auf
einer Insiderveranstaltung zu diesen Angrif-
fen auf jene Entscheidungen Stellung zu
nehmen und die Literatur weitgehend nach-
zuweisen.3 Allerdings wird dort die bis dato
einzige positive Stimme und unter den Kri-
tikern das hier nun anzuzeigende Gutachten
nicht genannt; es mag dahinstehen, weshalb
es zu diesen Verkürzungen kommt, trotz des
günstigen Informationszugangs gerade in
der Bibliothek des Bundesverfassungsge-
richts.
Jedenfalls gehört das hier anzuzeigende
kleine Buch des Herrn Kollegen von Danwitz

als das bisher der Fall ist. Ebenso, dass die
Sondersituation des Rundfunks heute anders
begründet werden muss als in den ersten
Jahren der Rechtsprechung. Zudem trifft zu,
dass eine Zentralisierung der Aufsichtsfunk-
tionen größere Effektivität nach sich ziehen
kann. Auch ist das System der Rundfunkräte
wohl nicht mehr in der bisherigen Form ge-
eignet, Vielfalt zu sichern. Bessere Instru-
mente bieten für die Vielfaltssicherungen
u.a. auch strikte Quoten im Programm. Die-
se Hinweise ließen sich vermehren. 
Insgesamt liegt mit dieser Arbeit eine erheb-
liche Leistung vor, die wieder einmal das oft
kaum zu erschöpfende Material, die Struk-
turen und die Rechtsdogmatik zusammen-
führt und anschaulich macht. Es ist daher zu
verzeihen, wenn hier und da kleinere Män-
gel anzutreffen sind oder dieses oder jenes
jüngere Werk nicht rezipiert ist. Das Buch hat
seinen Platz und sollte wahrgenommen wer-
den.

Prof. Dr. Helmut Goerlich, Leipzig 
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zweischneidig, weil sie immer auch dazu
führt, den Grundrechten ihre Schranken
recht eng anzulegen, um auf diesem Wege
der Prozessflut nach vielen gut gemeint ver-
meintlichen oder aber auch rechtstechnisch
inszenierten „Grundrechtsfeststage“4 Herr
zu werden. Das hat dann verfassungspoli-
tisch den Effekt, dass das vollmundige Fest-
tagsversprechen in ein oft auch verwal-
tungsrechtlich geprägtes Begräbnis zweiter
Klasse mündet – will sagen, man den be-
haupteten Eingriff als rechtens ansieht –,
was sicher gerade den Grundrechten, die in
ihrer Schutzfunktion dank ihrer rechtlichen
Umschreibung eines Tatbestandes enger ver-
standen werden und zu verstehen sind, im-
mer wieder und auf Dauer auch viel von dem
nimmt, was sie versprechen. 

Prof. Dr. Helmut Goerlich, Leipzig 

Stand des Verwaltungsrechts wieder, wie er
aufgrund der Entscheidungen der Verwal-
tungsgerichte und auch der Zivilgerichte er-
reicht war. Zudem widmet sich die Untersu-
chung zu Recht europarechtlichen Perspek-
tiven kaum, weil trotz aller Europäisierung
des Umwelt- und Verbraucherschutzes hier
die Mitgliedstaaten der Europäischen Union
eine sozusagen originär polizeirechtliche,
administrative Aufgabe des Vollzugs weithin
selbst und eigenständig wahrnehmen, wo-
bei sich im deutschen Bundesstaat im Ver-
waltungsrecht eine Unitarisierung vollzogen
hat, die zu einheitlichen Maßstäben führt.
Unverändert mühsam sind aber die Begrün-
dungen für eine Bundeszuständigkeit, sei es
aus der Natur der Sache oder anderen, ähn-
lich unscharfen Rechtsfiguren für eine eher
gubernative Kompetenz des Bundes, über
die Ländergrenzen hinweg einheitlich zu
wirken – wobei dies die Sache nahe legt,
wenn es um Ländergrenzen überschreitende
Sachverhalte geht.
Die erkennbare literarische Strategie des Bu-
ches, sozusagen ein containment gegenüber
einer gubernativen Neuorientierung, nutzt
die Taktik der Verdrängung. Denn die hier
vom Bundesverfassungsgericht nicht nur an-
gedeutete, sondern wirklich gewollte Neu-
orientierung wird marginalisiert. Das zeigt
das starke Beharrungsvermögen, das der
Wissenschaft eigen sein kann. Es mag auch
Interessen dienen. Und dies containment hat
gute Chancen, weil etwaige Haftungsfälle
bisher zum Sieg des klagenden Unterneh-
mens oder zu ihm günstigen Prozessverglei-
chen geführt haben, so dass die betreffende
Sache nicht zum Bundesverfassungsgericht
gelangen kann, etwa nach Erschöpfung des
Rechtsweges mit Hilfe einer Verfassungsbe-
schwerde eines Unternehmens, wo doch der
dann zur Zahlung verpflichteten öffentli-
chen Hand weder einschlägige Grundrechte
noch die zugehörige Verfassungsbeschwer-
de als Behelf zur Seite stehen. Daher droht in
solchen Fällen eine ähnlich offene Situation
wie sie über Jahre im Recht der Entschädi-
gung für enteignungsgleiche Eingriffe be-
standen hat – und dies ganz unabhängig von
gutachtlichen Bemühungen der Rechtswis-
senschaft oder ihrer sonst motivierten dog-
matischen Beharrlichkeit zugunsten einer
weiten Interpretation von Grundrechten.
Diese weite Interpretation ist allerdings
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